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1. Jahressteuergesetz 2019 in Kraft

Der Bundesrat stimmte am 29.11.2019 zahlreichen Änderungen im 
Steuerrecht zu, die der Bundestag bereits am 7.11.2019 verabschie-
det hatte. Sie dienen der Anpassung an EU-Recht, der Digitalisierung 
und Verfahrensvereinfachung. Die vorgesehenen Maßnahmen sind 
sehr umfangreich und sollen hier zunächst stichpunktartig aufge-
zeigt werden. Über die einzelnen relevanten Regelungen werden wir 
Sie über dieses Informationsschreiben auf dem Laufenden halten.

 » Es wird eine Sonderabschreibung für neue Elektronutzfahrzeuge 
sowie elektrisch betriebene Lastenfahrräder in Höhe von 50 % 
im Jahr der Anschaffung zusätzlich zur regulären Abschreibung 
eingeführt. Begünstigt werden Elektronutzfahrzeuge der EG-
Fahrzeugklassen N1, N2 und N3, die ganz oder überwiegend aus 
mechanischen oder elektrochemischen Energiespeichern oder 
aus emissionsfrei betriebenen Energiewandlern gespeist werden. 
Zu den begünstigten elektrisch betriebenen Lastenfahrrädern 
gehören solche, die ein Mindest-Transportvolumen von 1 m3 und 
eine Nutzlast von mindestens 150 kg aufweisen. Diese Sonder-
abschreibung gilt für Fahrzeuge, die nach dem 31.12.2019 und 
vor dem 1.1.2031 angeschafft werden.

 » Bei der privaten Nutzung von betrieblichen Elektrofahrzeugen 
oder von extern aufl adbaren Hybridelektrofahrzeugen kommt 
anstelle der sog. 1-%-Regelung eine 0,5-%-Regelung zum Tra-
gen. Diese Regelung gilt für Fahrzeuge, die nach dem 31.12.2018 
und vor dem 1.1.2022 angeschafft werden. Das Jahressteuer-
gesetz erweitert diese Regelung nunmehr über den 31.12.2021 
hinaus bis zum 1.1.2025 für Fahrzeuge, die unter ausschließli-

cher Nutzung der elektrischen Antriebsmaschine eine Reichwei-
te von mindestens 60 Kilometern erreichen. Wird das Fahrzeug 
nach  dem 31.12.2024 und vor dem 1.1.2031 angeschafft, muss 
die Mindestreichweite 80 Kilometer betragen. Überschreitet die 
Kohlendioxidemission je gefahrenen Kilometer 50 Gramm nicht, 
spielt die Mindestreichweite keine Rolle. 

 Beträgt der Bruttolistenpreis nicht mehr als 40.000 €, kommt 
für Fahrzeuge, wenn sie nach dem 31.12.2018 und vor dem 
1.1.2031 angeschafft werden, anstelle der 0,5-%-Regelung eine 
0,25-%-Regelung zum Tragen, wenn das Fahrzeug gar keine 
Kohlen dioxidemission verursacht. 

 » Die Steuerbefreiung für vom Arbeitgeber gewährte Vorteile für 
das elektrische Aufl aden eines Elektrofahrzeugs oder Hybrid-
elektrofahrzeugs im Betrieb des Arbeitgebers oder eines ver-
bundenen Unternehmens und für die zeitweise zur privaten 
Nutzung überlassene betriebliche Ladevorrichtung wird bis zum 
31.12.2030 verlängert.

Darüber hinaus sind folgende Maßnahmen durchgesetzt worden:

 » Steuerfrei bleiben Weiterbildungsleistungen des Arbeitgebers, 
die der Verbesserung der Beschäftigungsfähigkeit des Arbeit-
nehmers dienen. Die Weiterbildung darf keinen überwiegenden 
Belohnungscharakter haben.

 » Gutscheine und Geldkarten gehören nur dann nicht zu den 
Einnahmen aus Geld, wenn sie ausschließlich zum Bezug von 
Waren und Dienstleistungen berechtigen und zusätzlich zum 
ohnehin geschuldeten Arbeitslohn gewährt werden. 

 » Ab dem 1.1.2020 unterbleibt der Ansatz eines Sachbezugs, 
wenn der Arbeitgeber seinen Arbeitnehmern eine Wohnung zu 
Wohnzwecken verbilligt überlässt, soweit das vom Arbeitneh-
mer gezahlte Entgelt mindestens zwei Drittel des ortsüblichen 
Mietwerts ausmacht und dieser Richtwert für die Wohnung 
nicht mehr als 25 € je Quadratmeter (ohne umlagefähige Kos-
ten) beträgt.

 » Die Pauschalen für Verpfl egungsmehraufwendungen werden 
von zzt. 12 € bzw. 24 € auf 14 € bzw. 28 € ab dem 1.1.2020 
angehoben. 

 » Des Weiteren wird für Berufskraftfahrer ein Pauschbetrag in 
Höhe von 8 € pro Tag eingeführt, der anstelle der tatsächlichen 
Aufwendungen, für die üblicherweise während einer mehrtä-
gigen berufl ichen Tätigkeit im Zusammenhang mit einer Über-



nachtung im Kraftfahrzeug des Arbeitgebers entstehende Mehr-
aufwendungen in Anspruch genommen werden können. Der 
Pauschbetrag kann auch von selbstständigen Berufskraftfahrern 
geltend gemacht werden. 

 » Zuschüsse für Fahrten mit öffentlichen Verkehrsmitteln im Li-
nienverkehr – sog. „Job-Tickets“ – können mit einer Pauschal-
steuer von 25 % versteuert werden, auch wenn die Bezüge dem 
Arbeitnehmer nicht zusätzlich zum ohnehin geschuldeten Ar-
beitslohn gewährt werden. In diesem Fall unterbleibt auch die 
Minderung der Entfernungspauschale. Die Regelung gilt ab dem 
Tag der Verkündung des Gesetzes.

 » Eine Pauschalversteuerung mit 25 % kann auch für die un-
entgeltliche oder verbilligte Übereignung eines betrieblichen 
Fahrrads, das kein Kraftfahrzeug ist, in Anspruch genommen 
werden, wenn es den Arbeitnehmern zusätzlich zum ohnehin 
geschuldeten Arbeitslohn übereignet wird. 

 » Rückwirkend neu geregelt wurde, dass sog. Fondsetablie-
rungskosten bei modellhafter Gestaltung eines geschlossenen 
gewerblichen Fonds zu den Anschaffungskosten gehören und 
somit nicht sofort steuerlich abziehbar sind.

 » Für Veröffentlichungen in elektronischer Form – sog. E-Books – 
kommt der ermäßigte Umsatzsteuersatz (zzt. 7 %) zum Tragen. 
Davon betroffen sind auch Bereitstellungen von Datenbanken, 
die eine Vielzahl von elektronischen Büchern, Zeitungen oder 
Zeitschriften oder Teile von diesen enthalten. Die Regelung tritt 
am Tag nach der Verkündung des Gesetzes in Kraft.

Neben diesen und weiteren hier zunächst nicht erwähnten Änderun-
gen, setzt das Jahressteuergesetz 2019 auch noch gewichtige Neu-
regelungen bei innergemeinschaft lichen Lieferungen zum 1.1.2020 
in Kraft – siehe hierzu den separaten Beitrag.

2. III. Bürokratieentlastungs gesetz in Kraft

Die Bundesregierung hat sich zum Ziel gesetzt, Bürokratie abzubau-
en und so die Wirtschaft dadurch auch fi nanziell zu entlasten. Dafür 
sind im III. Bürokratieentlastungsgesetz, das am 8.11.2019 vom 
Bundesrat gebilligt wurde, auch verschiedene steuerliche Maßnah-
men vorgesehen. Dazu zählen:

 » Gesundheitsförderung: Der Arbeitgeber kann ab dem 1.1.2020 
– unter bestimmten Voraussetzungen – bis zu 600 € (vorher 
500 €) im Jahr steuerfrei leisten, um die Gesundheit und Ar-
beitsfähigkeit seiner Beschäftigten durch betriebsinterne Maß-
nahmen der Gesundheitsförderung oder entsprechende Barleis-
tungen für Maßnahmen externer Anbieter zu erhalten. 

 » Kurzfristige Beschäftigung: Der Höchstbetrag, bis zu dem eine 
Pauschalierung der Lohnsteuer mit 25 % bei kurzfristig Beschäf-
tigten zulässig ist, wurde von 72 € auf 120 € angehoben. Der 
pauschalierungsfähige durchschnittliche Stundenlohn erhöht 
sich von 12 € auf 15 €.

 » Gruppenunfallversicherung: Der Arbeitgeber kann die Beiträge 
für eine Gruppenunfallversicherung mit einem Pauschsteuersatz 
von 20 % erheben, wenn der steuer liche Durchschnittsbetrag 
ohne Versicherungssteuer 62 € im Kalenderjahr nicht übersteigt. 
Dieser Betrag erhöht sich auf 100 € im Jahr.

 » Kleinunternehmerregelung: Die Umsatzsteuer wurde von inlän-
dischen Unternehmern nicht erhoben, wenn der Umsatz im ver-
gangenen Kalenderjahr die Grenze von 17.500 € nicht überstie-
gen hat und 50.000 € im laufenden Kalenderjahr voraussichtlich 
nicht übersteigen wird. Die Anhebung auf 22.000 € soll die seit 
der letzten Anpassung erfolgte allgemeine Preisentwicklung be-
rücksichtigen.

 » Existenzgründer: Die besondere Regelung, durch die Unterneh-
men im Jahr der Gründung und im Folgejahr verpfl ichtet werden, 
die Umsatzsteuer-Voranmeldung monatlich abzugeben, wird bis 
2026 ausgesetzt. 

Zu weiteren Maßnahmen gehören u. a. die Einführung der elektro-
nischen Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung, Erleichterungen bei der 
Archivierung von elektronisch gespeicherten Steuerunterlagen sowie 
die Option eines digitalen Meldescheins im Beherbergungsgewerbe.

3. Steuerliche Maßnahmen zur Erreichung der 
Klimaschutzziele bis 2030

Die Regelungen zur Erreichung der Klimaschutzziele bis 2030 muss-
ten zunächst in den Vermittlungsausschuss, der etliche Anpassun-
gen gegenüber dem Gesetzentwurf vorgeschlagen hat, die nunmehr 
als Kompromiss auch von Bund und den Ländern in der Bundesrats-
sitzung am 20.12.2019 akzeptiert wurden. 

Bei den komplizierten Vermittlungsverhandlungen wurde ein Durch-
bruch erzielt, bei dem der CO2-Preis im Verkehr und bei Gebäuden 
zum 1.1.2021 mit 25 € pro Tonne startet. Damit werden fossile Heiz- 
und Kraftstoffe verteuert, um die Bürger und Industrie anzuregen, 
klimafreundliche Technologien zu kaufen und zu entwickeln. 

Dazu soll ein breites Maßnahmenbündel aus Innovationen, För-
derung, gesetzlichen Standards und Anforderungen beitragen, die 
vorgegebenen Klimaschutzziele zu erreichen. Zu den steuerlichen 
Maßnahmen gehören u. a.:

 » Anhebung der Entfernungspauschale ab 2021. Hier war eine 
Erhöhung der sog. Pendlerpauschale ab dem 21. km auf 0,35 €, 
befristet bis zum 31.12.2026, vorgesehen. Nunmehr erfolgt eine 
zweistufi ge Anhebung. Zusätzlich erhöht sich in den Jahren 
2024 bis 2026 die Pauschale für Fernpendler ab dem 21. km um 
weitere 0,03 € auf insgesamt 0,38 € pro Kilometer.

 » Einführung einer Mobilitätsprämie von 14 % der erhöhten Pen-
dlerpauschale ab 2021 auf Antrag für Steuerpfl ichtige, deren zu 
versteuerndes Einkommen unter dem Grundfreibetrag liegt.

 » Technologieoffene steuerliche Förderung energetischer Gebäu-
desanierungsmaßnahmen ab 2020. Durch einen Abzug von der 
Steuerschuld soll gewährleistet werden, dass Gebäudebesitzer 
aller Einkommensklassen gleichermaßen von der Maßnahme 
profi tieren. Gefördert werden Einzelmaßnahmen wie der Einbau 
neuer Fenster oder die Dämmung von Dächern und Außenwän-
den. Demnach können Steuerpfl ichtige, die z. B. alte Fenster 
durch moderne Wärmeschutzfenster ersetzen, ihre Steuerschuld 
– verteilt über 3 Jahre – um 20 % (1. + 2. Jahr je 7 %, 3. Jahr 
6 %) der Kosten mindern. Zusätzlich wurde im Vermittlungsver-
fahren erreicht, dass auch Kosten für Energieberater künftig als 
Aufwendungen für energetische Maßnahmen gelten.

 » Reduzierung der Mehrwertsteuer auf Bahnfahrkarten im Fern-
verkehr von 19 % auf 7 % ab 1.1.2020. Dagegen wird die Luft-
verkehrsabgabe zum 1.4.2020 erhöht. Die Anhebung der Luft-
verkehrsabgabe ist allerdings in einem anderen Gesetz geregelt.

Neben den steuerlichen Maßnahmen sind eine große Anzahl an Re-
gelungen zur Verbesserung des Klimaschutzes wie z. B. eine Bundes-
förderung für effi ziente Gebäude, eine Austauschprämie mit einem 
Förderanteil von 40 % für ein neues, effi zienteres Heiz system, die 
Senkung der Stromkosten u. v. m. vorgesehen. 

4. Solidaritätszuschlag entfällt 
teilweise ab 2021

Mit dem „Gesetz zur Rückführung des Solidaritätszuschlags 1995“, 
das vom Bundesrat am 29.11.2019 gebilligt wurde, wird die Abschaf-
fung des Soli-Zuschlags gesetzlich defi niert und der Soli in einem 
ersten Schritt – ab 2021 – zugunsten niedriger und mittlerer Ein-
kommen schrittweise zurückgeführt. 



Bei der Einführung des Solidaritätszuschlags wurde für einkom-
mensteuerpfl ichtige Personen eine Freigrenze (972 €/1.944 € Ein-
zel-/Zusammenveranlagung) festgelegt. Diese Freigrenze wird auf 
16.956 €/33.912 € angehoben. Bis zu einem versteuernden Ein-
kommen von 61.717 € ist dadurch kein Soli mehr fällig. Auf die 
Freigrenze folgt eine sog. Milderungszone. Sie gilt bis zu einer zu 
versteuernden Einkommensgrenze von 96.409 €. Die Höhe des Soli-
Zuschlags bleibt bei 5,5 % nach Überschreiten der Freigrenze.

Anmerkung: Der Soli wird nicht abgeschafft bei den der Abgel-
tungsteuer unterliegenden Einkünften aus Kapitalvermögen und bei 
der Körperschaftsteuer (GmbH AG). Inwieweit die „teilweise“ Ab-
schaffung des Soli auch verfassungsrechtlich Bestand haben wird, 
werden die schon angedeuteten Klagen vor dem Bundesverfassungs-
gericht zeigen. 

5. Steuerliche Förderung von Forschung und 
Entwicklung nunmehr beschlossen

Zur Stärkung des Unternehmensstandorts Deutschland wurde eine 
steuer liche Forschungsförderung (Forschungszulage) eingeführt, die 
vorrangig kleinen und mittleren Unternehmen helfen soll, in eigene 
Forschung und Entwicklungstätigkeiten zu investieren. Der Bundes-
rat hat dem Gesetz am 29.11.2019 zugestimmt, dass nunmehr zum 
1.1.2020 in Kraft getreten ist.

Zu den begünstigten Forschungs- und Entwicklungsvorhaben ge-
hören Vorhaben, soweit sie einer oder mehreren der Kategorien 
Grundlagenforschung, industrielle Forschung oder experimentelle 
Entwicklung zuzuordnen sind. 

Förderfähige Aufwendungen sind die beim Anspruchsberechtigten 
dem Lohnsteuerabzug unterliegenden Arbeitslöhne für Arbeitneh-
mer sowie die Ausgaben des Arbeitgebers für die Zukunftssicherung 
des Arbeitnehmers, soweit diese mit Forschungs- und Entwicklungs-
tätigkeiten in begünstigten Vorhaben betraut sind. 

Dazu gehören auch Aufwendungen aufgrund eines zwischen einer 
Kapitalgesellschaft und einem Gesellschafter oder Anteilseigner 
abgeschlossenen Anstellungsvertrags, der die Voraussetzungen für 
den Lohnsteuerabzug des Arbeitslohns erfüllt. Förderfähige Auf-
wendungen sind auch Eigenleistungen eines Einzelunternehmers 
in einem begüns tigten Forschungs- und Entwicklungsvorhaben. Je 
nachgewiesener Arbeitsstunde, die der Einzelunternehmer mit For-
schungs- und Entwicklungstätigkeiten beschäftigt ist, können 40 € 
je Arbeitsstunde bei insgesamt maximal 40 Arbeitsstunden pro Wo-
che als förderfähige Aufwendungen angesetzt werden.

Bemessungsgrundlage sind die im Wirtschaftsjahr entstandenen 
förderfähigen Aufwendungen, maximal 2 Mio. €. Die Forschungs-
zulage beträgt 25 % der Bemessungsgrundlage und wird auf Antrag 
beim zuständigen Finanzamt gewährt. Die Summe der für ein For-
schungs- und Entwicklungsvorhaben gewährten staatlichen Beihil-
fen darf einschließlich der Forschungszulagen pro Unternehmen und 
Forschungs- und Entwicklungsvorhaben den Betrag von 15 Mio. € 
nicht überschreiten. Der Antrag ist nach Ablauf des Wirtschafts-
jahres zu stellen, in dem die förderfähigen Aufwendungen vom Ar-
beitnehmer bezogen worden oder entstanden sind.

6. Verschärfung bei Sachbezügen; 
hier: Gutscheine

Mit dem Jahressteuergesetz 2019 wurden die Regelungen zum 
1.1.2020 bei den Sachbezügen – insbesondere bei Gutscheinen – 
verschärft. So sah der Referentenentwurf eine Ausweitung der Defi -

nition der „Geldleistung“ in Abgrenzung zum „Sachbezug“ vor. Diese 
Verschärfung, die im Regierungsentwurf nicht enthalten war, ist 
nunmehr doch noch in das Gesetz eingefl ossen.

Mit der neuen gesetzlichen Defi nition der „Einnahmen‚ die in Geld 
bestehen“ wird gesetzlich festgeschrieben, dass zweckgebundene 
Geldleistungen, nachträgliche Kostenerstattungen, Geldsurrogate 
und andere Vorteile, die auf einen Geldbetrag lauten, sowie Zu-
kunftssicherungsleistungen grundsätzlich keine Sachbezüge son-
dern Geldleistungen sind. Gutscheine sind auch weiterhin als Sach-
bezug zu qualifi zieren, wenn der Aussteller identisch ist mit dem 
Unternehmen, dessen Waren oder Dienstleistungen damit bezogen 
werden können. Voraussetzung ist aber, dass sie zusätzlich zum oh-
nehin geschuldeten Arbeitslohn gewährt werden (also nicht im Rah-
men von Gehaltsumwandlungen).

7. Steuerermäßigung für energetische Maß-
nahmen bei eigengenutzten Gebäuden

Mit den Regelungen zur Erreichung der Klimaschutzziele bis 2030 
fördert der Gesetzgeber auch steuerlich technologieoffene energeti-
sche Gebäude sanierungsmaßnahmen ab 2020. 

So ermäßigt sich für energetische Maßnahmen an einem in der Euro-
päischen Union oder dem Europäischen Wirtschaftsraum gelegenen, 
zu eigenen Wohnzwecken genutztem Gebäude auf Antrag die tarif-
liche Einkommensteuer, vermindert um die sonstigen Steuerermä-
ßigungen, im Kalenderjahr des Abschlusses der energetischen Maß-
nahme und im nächsten Kalenderjahr um je 7 % der Aufwendungen, 
höchstens jedoch um je 14.000 € und im übernächsten Kalenderjahr 
um 6 %, höchstens jedoch um 12.000 € für das begünstigte Objekt.

Folgende energetische Maßnahmen werden gefördert: 
 » Wärmedämmung von Wänden,
 » Wärmedämmung von Dachfl ächen,
 » Wärmedämmung von Geschossdecken,
 » Erneuerung der Fenster oder Außentüren,
 » Erneuerung oder Einbau einer Lüftungsanlage,
 » Erneuerung der Heizungsanlage,
 » Einbau von digitalen Systemen zur energetischen Betriebs- 

und Verbrauchsoptimierung und
 » Optimierung bestehender Heizungsanlagen, sofern diese 

älter als zwei Jahre sind.
Zu den Kosten für die Maßnahmen gehören auch die Kosten für 
Energieberater.

Die Förderung kann für mehrere Einzelmaßnahmen an einem be-
günstigten Objekt in Anspruch genommen werden; je begünstigtes 
Objekt beträgt der Höchstbetrag der Steuerermäßigung 40.000 €. 
Steht das Eigentum am Objekt mehreren Personen zu, können die 
Steuerermäßigungen insgesamt nur einmal in Anspruch genommen 
werden. 

Voraussetzung für die Förderung ist,
 » dass die jeweilige energetische Maßnahme von einem Fach-

unternehmen ausgeführt wird, das die erforderlichen Kriterien 
nach amtlich vorgeschriebenem Muster bescheinigen muss.

 » dass die Nutzung des Gebäudes durch den Steuerpfl ichtigen im 
jeweiligen Kalenderjahr ausschließlich zu eigenen Wohnzwecken 
erfolgt. Diese liegt auch vor, wenn Teile der Wohnung anderen 
Personen unentgeltlich zu Wohnzwecken überlassen werden.

 » dass der Steuerpfl ichtige für die Aufwendungen eine Rechnung 
erhält, die die förderungsfähigen energetischen Maßnahmen, 
die Arbeitsleistung des Fachunternehmens und die Adresse des 
begünstigten Objekts ausweisen und die in deutscher Sprache 
ausgefertigt ist. Des Weiteren muss die Zahlung auf das Konto 
des Erbringers der Leistung erfolgen.



Basiszinssatz: Seit 1.7.2016 = -0,88 %; 1.1.2015 – 30.6.2016 = -0,83 %; 1.7.2014 – 31.12.2014 = -0,73 %.    
(§ 247 Abs. 1 BGB)  Ältere Basiszinssätze fi nden Sie im Internet unter: http://www.bundesbank.de und dort unter „Basiszinssatz“.

Verzugszinssatz: Rechtsgeschäfte mit Verbrauchern: Basiszinssatz + 5-%-Punkte
(§ 288 BGB) Rechtsgeschäfte mit Nichtverbrauchern: 
  abgeschlossen bis 28.7.2014: Basiszinssatz + 8-%-Punkte 
  abgeschlossen ab 29.7.2014: Basiszinssatz + 9-%-Punkte
    zzgl. 40 € Pauschale

Verbraucherpreisindex: Dezember = 105,8; November = 105,3; Oktober = 106,1; September = 106,0; August = 106,0 
(2015 = 100) Ältere Verbraucherpreisindizes fi nden Sie im Internet unter: http://www.destatis.de – Zahlen und Fakten - Konjunkturindikatoren 
  

Bitte beachten Sie, dass dieses Informationsschreiben eine individuelle Beratung nicht ersetzen kann! Eventuelle Änderungen, die nach Ausarbeitung dieses Schreibens erfolgen, 
werden erst in der nächsten Ausgabe berücksichtigt. Trotz sorgfältiger und gewissenhafter Bearbeitung aller Beiträge übernehmen wir keine Haftung für den Inhalt.

 » dass das begünstigte Objekt bei der Durchführung der energeti-
schen Maßnahme älter als zehn Jahre ist; maßgebend hierfür ist 
der Beginn der Herstellung.

Nicht in Anspruch genommen werden kann die Steuerermäßigung, 
soweit die Aufwendungen als Betriebsausgaben, Werbungskosten, 
Sonderausgaben oder außergewöhnliche Belastungen berücksich-
tigt worden sind oder wenn für die energetischen Maßnahmen eine 
Steuerbegünstigung für Baudenkmäler oder Handwerkerleistungen  
beansprucht wird. 

Ebenfalls nicht gefördert werden Gebäude, bei denen es sich um eine 
öffentlich geförderte Maßnahme handelt, für die zinsverbilligte Dar-
lehen oder steuerfreie Zuschüsse in Anspruch genommen werden.

Die Regelung ist auf energetische Maßnahmen anzuwenden, mit 
deren Durchführung nach dem 31.12.2019 begonnen wurde und die 
vor dem 1.1.2030 abgeschlossen sind. Ist ein Bauantrag erforder-
lich, gilt als Beginn der Zeitpunkt der Bauantragstellung, für nicht 
genehmigungsbedürftige Vorhaben der Zeitpunkt des Beginns der 
Bauausführung.

8. BMF äußert sich zur steuerlichen Behandlung 
der Überlassung von (Elektro-)Fahrrädern

Das Bundesfi nanzministerium (BMF) äußert sich mit Schreiben vom 
9.1.2020 zur Überlassung von betrieblichen Fahrrädern durch den 
Arbeitgeber an den Arbeitnehmer zur privaten Nutzung. Danach 
gilt für die steuerliche Behandlung von Fahrrädern und für E-Bikes, 
wenn diese verkehrsrechtlich als Fahrrad einzuordnen sind (u. a. 
Geschwindigkeit unter 25 km/h, keine Kennzeichen- und Versiche-
rungspfl icht) Folgendes:

Überlässt der Arbeitgeber seinen Arbeitnehmern zusätzlich zum oh-
nehin geschuldeten Arbeitslohn ein betriebliches Fahrrad, das kein 
Kraftfahrzeug ist, bleiben die Vorteile für die Überlassung ab dem 
Veranlagungszeitraum 2019 bis Ende 2030 steuerfrei.

Bei der Überlassung eines betrieblichen Fahrrads in Form einer Ge-
haltsumwandlung gilt Folgendes: Als monatlicher Durchschnitts-
wert der privaten Nutzung (einschließlich Privatfahrten, Fahrten 
zwischen Wohnung und erster Tätigkeitsstätte) wird 1 % der auf 
volle 100 € abgerundeten unverbindlichen Preisempfehlung des 
Herstellers oder Händlers im Zeitpunkt der Inbetriebnahme des Fahr-
rads einschließlich der Umsatzsteuer festgesetzt.

Überlässt der Arbeitgeber dem Arbeitnehmer das betriebliche Fahr-
rad erstmals nach dem 31.12.2018 und vor dem 1.1.2031, wird 
als monatlicher Durchschnittswert der privaten Nutzung für das Ka-

lenderjahr 2019 1 % der auf volle 100 € abgerundeten halbierten 
(also 0,5 %) und ab 1.1.2020 1 % eines auf volle 100 € abgerun-
deten Viertels (also 0,25 %) der unverbindlichen Preisempfehlung 
festgesetzt. Auf den Zeitpunkt der Anschaffung des Fahrrads kommt 
es hier nicht an. 

Wurde das betriebliche Fahrrad vor dem 1.1.2019 vom Arbeitgeber 
bereits einem Arbeitnehmer zur privaten Nutzung überlassen, bleibt 
es bei einem Wechsel des Nutzungsberechtigten auch danach für 
dieses Fahrrad bei der regulären 1-%-Regelung.  Die Vergünstigun-
gen (0,5 %, 0,25 % und die Sachbezugsgrenze in Höhe von 44 €) 
können nicht beansprucht werden.

Wird ein E-Bike verkehrsrechtlich als Kraftfahrzeug eingeordnet 
(z. B. Geschwindigkeiten über 25 km/h), ist für die Bewertung des 
geldwerten Vorteils die Regelung wie bei Elektro-Kfz anzuwenden.

9.  Aufbewahrungsfristen

Die Aufbewahrungsfrist beginnt mit dem Schluss des Kalenderjahres, 
in dem die letzte Eintragung in das Buch gemacht, das Inventar, die 
Eröffnungsbilanz, der Jahresabschluss oder der Lagebericht aufge-
stellt, der Handels- oder Geschäftsbrief empfangen oder abgesandt 
worden sind oder der Buchungsbeleg entstanden ist. Im Einzelnen 
können nachfolgend aufgezeigte Unterlagen nach dem 31.12.2019 
vernichtet werden: 

» Aufbewahrungsfrist 10 Jahre*: Bücher, Inventare, Bilan-
zen, Rechnungen und Buchungsbelege (Offene-Pos ten-
Buchführung) – d. h. Bücher mit Eintragung vor dem 
1.1.2010, Bilanzen und Inventare, die vor dem 1.1.2009 
aufgestellt sind, sowie Belege mit Buchfunktion.

» Aufbewahrungsfrist 6 Jahre*: Empfangene Handels- und 
Geschäftsbriefe sowie Kopien von abgesandten Handels- 
und Geschäftsbriefen, sonstige Unterlagen – d. h. Unter-
lagen und Lohnkonten, die vor dem 1.1.2014 entstanden 
sind.

* Dies gilt nicht, soweit Bescheide noch nicht endgültig und Rechts-
behelfs- oder Klageverfahren anhängig sind.

Anmerkung: Durch die Regelungen des Gesetzes zur Bekämpfung 
von Schwarzarbeit sind auch Privatpersonen verpfl ichtet, Rechnun-
gen und Belege über steuerpfl ichtige Leistungen zwei Jahre lang 
aufzubewahren Das gilt für Steuerpfl ichtige, die handwerkliche Ar-
beiten im Haus und am Grundstück – wie z. B. bauliche und plane-
rische Leistungen sowie Reinigungs-, Instandhaltungs- oder Garten-
arbeiten – beauftragt haben.


